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3. Nachtrag zur Satzung über die Festlegung des im Zusammenhang bebauten Ortstei-

les Altengeseke gem. § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB 
 
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses 
 
Gem. § 34 Abs. 6 in Verbindung mit § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl I S. 2414, zuletzt geändert durch Art. 4 
des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (Bundesgesetzblatt I S. 2585). 
 
Übersichtsplan 
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Der Rat der Gemeinde Anröchte hat in seiner Sitzung vom 18.05.2010 die 3. Nachtragssat-
zung über die Festlegung des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles Altengeseke be-
schlossen. Die Begründung ist ebenfalls beschlossen worden. Durch das Satzungsverfahren 
ist ein weiterer Bauplatz in der Ortschaft Altengeseke an der Straße „Am Kirchplatz“ entstan-
den. Das Plangebiet befindet sich in der Dorfmitte von Altengeseke „Am Kirchplatz“ und  
hat eine Gesamtgröße von ca. 1.150 qm und beinhaltet das Grundstück Gemarkung Alten-
geseke Flur 2 Flurstück 471/73 tlw. 
Die genaue Lage ist dem Übersichtsplan zu entnehmen. Das Satzungsverfahren ist nach 
den Vorschriften des BauGB von einer Umweltprüfung freigestellt. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Gem. §§ 34 Abs. 6, 10 Abs. 3 BauGB in Verbindung mit § 7 Abs. 4 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der zur Zeit gültigen Fassung wird die 3. Nachtragssatzung 
für den Ortsteil Altengeseke mit der dazugehörigen Begründung am Tage der Bekanntma-
chung im Amtsblatt der Gemeinde Anröchte rechtsverbindlich. Die 3. Nachtragssatzung mit 
Begründung liegt gem. § 10 Abs. 3 BauGB ab diesem Zeitpunkt im Rathaus in Anröchte, 
Hauptstraße 74, Zimmer 26, und während der Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht öffent-
lich aus. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
 
Hinweise: 
 
Gemäß § 250 Abs. 1 Satz 1 BauGB werden unbeachtlich  
 

eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften 
 
ein unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verlegung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes/Satzung und des Flächennutzungsplanes 
und 
 
nach § 14 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung der 3. Nachtragssatzung für 
den Ortsteil Altengeseke schriftlich gegenüber der Gemeinde Anröchte unter Darlegung des 
die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt ent-
sprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a beachtlich sind. 
 
Es wird darauf verwiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 GO eine Verletzung der Verfahrens- und 
Formvorschriften der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen gegen Satzungen, sonstige 
ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 

eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt. 
 
die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, 
 
der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Anröchte vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 
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Ein Normenkontrollantrag nach § 47 Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, soweit mit 
ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der öffentli-
chen Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht 
werden können.  
 
 
Anröchte, 20. Mai 2010 
 
Gemeinde Anröchte 
 
gez. Holtkötter 
Bürgermeister 
 
 

9. Nachtrag zur Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung 
der Gemeinde Anröchte in der Fassung des 8. Nachtrags vom 19.05.2010 

 
Aufgrund der §§ 7,8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 des Transparenzgesetzes vom 17. Dezember 2009 (GV. NRW. 
S.950); der §§ 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. S.712), zuletzt geändert durch 
Gesetz zur Abschaffung der Jagdsteuer vom 30. Juni 2009 (GV. NRW. S. 394) und des § 65 
des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. NRW. S.926), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 16. März 2010 (GV. NRW. S. 185) in Verbindung mit der Entwässerungssat-
zung der Gemeinde Anröchte vom 12.12.2001 -in der jeweils geltenden Fassung- hat der 
Rat der Gemeinde Anröchte in seiner Sitzung am 18.05.2010 folgende   9. Nachtragssatzung 
beschlossen: 
 
Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Gemeinde An-
röchte vom 12.12.2001 in der Fassung des 8. Nachtrags vom 04.11.2008 wird aufgrund 
des Urteils des Oberverwaltungsgerichtes für das Land Nordrhein-Westfalen (OVG 
NRW) vom 18.12.2007 rückwirkend wie folgt geändert, so dass auch die 6. und 7. 
Nachtragssatzung tw. neu gefasst werden: 
 

Artikel  I 
 

§ 9 Abs. 1 
erhält folgende Fassung 

 
(1)  Für die Inanspruchnahme der Abwasseranlage im Sinne des § 4 Abs. 2 KAG erhebt die 

Gemeinde zur Deckung der Kosten im Sinne des § 6 Abs. 2 KAG Benutzungsgebühren 
(Abwassergebühren).  

 
§ 10 

erhält folgende Fassung 
 
(1) Die Gemeinde erhebt getrennte Abwassergebühren für die Beseitigung von Schmutz- 

und Niederschlagswasser (Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Ver-
regnen und Verrieseln sowie das Entwässern von Klärschlamm im Zusammenhang mit 
der Beseitigung des Abwassers).  
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(2) Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach dem Frischwassermaßstab (§ 11).  
 
(3) Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich auf der Grundlage der Quadratmeter der 

bebauten (bzw. überbauten) und/oder versiegelten Fläche auf den angeschlossenen 
Grundstücken, von denen Niederschlagswasser abflusswirksam in die gemeindliche 
Abwasseranlage gelangen kann (§ 12).  

 
§ 10 a 

wird ersatzlos gestrichen 
 

§ 11 
erhält folgende Fassung 

 
Schmutzwassergebühren 

 
(1) Die Gebühr für Schmutzwasser wird nach der Menge des häuslichen und gewerblichen 

Schmutzwassers berechnet, das der Abwasseranlage von den angeschlossenen 
Grundstücken zugeführt wird. Berechnungseinheit ist der Kubikmeter (m³) Schmutzwas-
ser.  

 
(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezo-

gene Frischwassermenge (§ 11 Abs. 3) und die aus privaten Wasserversorgungsanla-
gen (z.B. privaten Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen) gewonnene Wassermenge 
(§ 11 Abs. 4), abzüglich der auf dem Grundstück nachweisbar verbrauchten und zurück-
gehaltenen Wassermengen, die nicht in die gemeindliche Abwasseranlage eingeleitet 
werden. 

 
(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen werden durch Wasserzähler ermittelt. 

Bei dem aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogenen Wasser gilt die mit 
dem Wasserzähler gemessene Wassermenge als Verbrauchsmenge. Hat ein Wasser-
zähler nicht ordnungsgemäß funktioniert, so wird die Wassermenge von der Gemeinde 
unter Zugrundelegung des Verbrauchs des Vorjahres geschätzt. 

 
(4) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, 

Regenwassernutzungsanlagen) hat der Gebührenpflichtige den Mengennachweis durch 
einen auf seine Kosten eingebauten und ordnungsgemäß funktionierenden Wasserzäh-
ler zu führen. Den Nachweis über den ordnungsgemäß funktionierenden Wasserzähler 
obliegt dem Gebührenpflichtigen. Ist dem Gebührenpflichtigen der Einbau eines solchen 
Wasserzählers nicht zumutbar, so ist die Gemeinde berechtigt, die aus diesen Anlagen 
zugeführten Wassermengen zu schätzen (z.B. auf der Grundlage der durch die wasser-
rechtliche Erlaubnis festgelegten Entnahmemengen oder auf der Grundlage der Pump-
leistung sowie Betriebsstunden der Wasserpumpe oder unter Berücksichtigung der sta-
tistischen Verbräuche im Gemeindegebiet). Eine Schätzung erfolgt auch, wenn der 
Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktioniert.  

 
(5) Für das Jahr 2007 beträgt die Gebühr je m³ Schmutzwasser  4,29 €. 
 Für das Jahr 2008 beträgt die Gebühr je m³ Schmutzwasser  4,48 €. 
 Für das Jahr 2009 beträgt die Gebühr je m³ Schmutzwasser  4,93 €. 
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§ 13 
erhält folgende Fassung 

 
Niederschlagswassergebühr 

 
(1) Grundlage der Gebührenberechnung für das Niederschlagswasser ist die Quadratme-

terzahl der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Grundstücksfläche, von 
denen Niederschlagswasser leitungsgebunden oder nicht leitungsgebunden abfluss-
wirksam in die gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann. Eine nicht leitungsgebun-
dene Zuleitung liegt insbesondere vor, wenn von bebauten und/oder befestigten Flächen 
oberirdisch aufgrund des Gefälles Niederschlagswasser in die gemeindliche Abwasser-
anlage gelangen kann.   

 
(2) Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flächen werden im Wege der  

Befragung der Eigentümer der angeschlossenen Grundstücke ermittelt.  Der Grund-
stückseigentümer ist verpflichtet, der Gemeinde auf Anforderung die Quadratmeterzahl 
der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten sowie in die öffentliche Abwasser-
anlage abflusswirksamen Fläche auf seinem Grundstück mitzuteilen (Mitwirkungspflicht). 
Insbesondere ist er verpflichtet, zu einem von der Gemeinde vorgelegten Lageplan über 
die bebauten (bzw. überbauten) und/oder versiegelten sowie abflusswirksamen Flächen 
auf seinem Grundstück Stellung zu nehmen und mitzuteilen, ob diese Flächen durch die 
Gemeinde zutreffend ermittelt wurden.  Auf Anforderung der Gemeinde hat der Grund-
stückseigentümer einen Lageplan oder andere geeignete Unterlagen vorzulegen, aus 
denen sämtliche bebauten (bzw. überbauten)  und/oder befestigten Flächen entnommen 
werden können. Soweit erforderlich, kann die Gemeinde die Vorlage weiterer Unterlagen 
fordern. Kommt der Grundstückseigentümer seiner Mitwirkungspflicht nicht nach oder 
liegen für ein Grundstück keine geeigneten Angaben/Unterlagen des Grundstückseigen-
tümers vor, wird die bebaute (bzw. überbaute) und/oder befestigte sowie abflusswirksa-
me Fläche von der Gemeinde geschätzt.    

 
(3) Wird die Größe der bebauten und/oder befestigten Fläche verändert, so hat der Grund-

stückseigentümer dies der Gemeinde innerhalb eines Monates nach Abschluss der Ver-
änderung anzuzeigen. Für die Änderungsanzeige gilt § 13 Abs. 2 entsprechend. Die 
veränderte Größe der bebauten und/oder versiegelten Fläche wird mit dem 1. Tag des 
Monats berücksichtigt, nach dem die Veränderung abgeschlossen ist.  

 
(4) Für das Jahr 2007 beträgt die Gebühr für jeden m² bebauter und/oder befestigter Fläche 

0,29 €. 
 Für das Jahr 2008 beträgt die Gebühr für jeden m² bebauter und/oder befestigter Fläche 

0,31 €. 
 Für das Jahr 2009 beträgt die Gebühr für jeden m² bebauter und/oder befestigter Fläche 

0,40 €. 
 

§ 15 Abs. 1 
erhält folgende Fassung 

 
(1) Gebührenpflichtige sind 
 

a) der Grundstückseigentümer bzw. wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, der Erbbaube-
rechtigte, 
b) der Nießbraucher oder derjenige, der ansonsten zur Nutzung des Grundstücks ding-

lich berechtigt ist, 
c) Straßenbaulastträger. 
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 Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner.  
 

§ 16 a 
wird eingefügt und erhält folgende Fassung 

 
Auskunftspflichten 

 
(1) Die Beitrags- und Gebührenpflichtigen haben alle für die Berechnung der Beiträge und 

Gebühren erforderlichen Auskünfte zu erteilen sowie Daten und Unterlagen zu überlas-
sen. Sie haben zu dulden, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um 
die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen.  

 
(2) Werden die Angaben verweigert oder sind sie aus sonstigen Gründen nicht zu erlangen, 

so kann die Gemeinde die für die Berechnung maßgebenden Merkmale unter Berück-
sichtigung aller sachlichen Umstände schätzen oder durch einen anerkannten Sachver-
ständigen auf Kosten des Beitrags- und Gebührenpflichtigen schätzen lassen. 

 
Artikel  II 

 
Die 9. Nachtragssatzung tritt rückwirkend zum 01. Januar 2007 in Kraft und zum 31.12.2009 
außer Kraft. 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewie-
sen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ab-
lauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es 
sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-

verfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt  gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Anröchte vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
 
Anröchte, 19. Mai 2010 
 
Gemeinde Anröchte 
 
gez. Holtkötter 
Bürgermeister  
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Einziehung eines Teilstückes des Grundstücks Gemarkung Altengeseke 
Flur 5 Flurstück 99 „Am krummen Acker“ 

 
Durch Bekanntmachung vom 05.02.2010 wurde darauf hingewiesen, dass seitens der Ge-
meinde Anröchte beabsichtigt ist, dass ein Teil des Grundstücks Gemarkung Altengeseke 
Flur 5 Flurstück 99 „Am krummen Acker“ auf einer Länge von 43,6 m mit einer Größe von ca. 
429 qm (in Lageplan gekennzeichnet) einzuziehen. 
 
Der Rat der Gemeinde Anröchte hat in seiner Sitzung vom 18. Mai 2010 die Einziehung des 
oben genannten Grundstücks beschlossen.  
 
Der vorgenannte Weg wird hiermit gem. § 7 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.1995 
(GV.NRW. S. 1028, 1996, S. 81, 141, 216, 355, 2007 S. 327), zuletzt geändert durch Artikel 
182 des Gesetzes vom 05. April 2005 (GV.NRW.S. 306) eingezogen und für den öffentlichen 
Verkehr ausgeschlossen. 
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Ihre Rechte 
Gegen diese Wegeeinziehung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage bei 
dem Verwaltungsgericht Arnsberg, 59821 Arnsberg, Jägerstr. 1, schriftlich oder zur Nieder-
schrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Klage muss den Klä-
ger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Der Klage nebst Anlagen sollen so viele Abschriften beigefügt 
werden, dass alle Beteiligten eine Ausfertigung erhalten können. 
Hinweis: 
Der Gesetzgeber hat das einer Klage bisher vorgeschaltete Widerspruchsverfahren abge-
schafft. Zur Vermeidung unnötiger Kosten empfehle ich Ihnen, sich vor Erhebung einer Klage 
zunächst mit dem Bauamt der Gemeinde Anröchte, Herrn Kramme, Tel.: 02947/888-600 in 
Verbindung zu setzen. In vielen Fällen können so Unstimmigkeiten auch ohne ein gerichtli-
ches Verfahren behoben und offene Fragen geklärt werden. Die Klagefrist von einem Monat 
wird durch einen solchen außergerichtlichen Einigungsversuch jedoch nicht verlängert. 
 
 
Anröchte, 20. Mai 2010 
 
Gemeinde Anröchte 
als Träger der Straßenbaulast 
 
gez. Holtkötter 
Bürgermeister 
 
 

Einziehung eines Teilstücks des Grundstückes Gemarkung Klieve 
 Flur 3 Flurstück 365 

 
Ein Teil des Grundstückes Gemarkung Klieve Flur 3 Flurstück 365 in einer Größe von ca.  
71 qm (im Lageplan gekennzeichnet) wird für den öffentlichen Verkehr nicht mehr benötigt 
und soll daher eingezogen werden. 
 
Dieses Vorhaben der Einziehung wird gem. § 7 des Straßen- und Wegegesetzes des Lan-
des Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.1995 (GV.NRW. S. 1028, 1996, S. 81, 141, 216, 355, 2007 S. 327), zuletzt geändert 
durch Artikel 182 des Gesetzes vom 05. April 2005 (GV.NRW.S. 306). 
 
Einwendungen gegen dieses Vorhaben können innerhalb von 3 Monaten vom Tage der Be-
kanntmachung an gerechnet, schriftlich eingereicht oder zur Niederschrift bei der Gemeinde 
Anröchte, Hauptstraße 72-74, 59609 Anröchte, erklärt werden, wo auch der Plan eingesehen 
werden kann, aus dem das Grundstück ersichtlich ist. 
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Anröchte, 20. Mai 2010 
 
 
Gemeinde Anröchte 
als Träger der Straßenbaulast 
 
gez. Holtkötter 
Bürgermeister 
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